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Satzung der Gemeinde Sprakebüll 
über die Erhebung einer Hundesteuer 

 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für das Land Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Juli 1996 (GVOBl. Schl.-Holst. 1996 S. 529, 1997 S. 350), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 25. Juni 2002 (GVOBl. Schl.-Holst. 2002 S. 126) und der §§ 1 und 3 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Schleswig-Holstein (KAG) vom 22. Juli 1996 (GVOBl. Schl.-Holst. 1996 S. 564), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23. Dezember 1999 (GVOBl. Schl.-Holst. 2000 S. 2) hat die Gemeindevertretung Sprake-
büll in ihrer Sitzung vom   06. November 2002   folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 

Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet. 
 
(2) Steuerpflichtig ist die Hundehalterin/der Hundehalter. Hundehalter/-in ist, wer einen Hund im eigenen 

Interesse oder im Interesse seines Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt oder Wirtschaftsbetrieb 
aufgenommen hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemein-
sam gehalten. Ein zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen 
beim Ordnungsamt der Amtsverwaltung Karrharde gemeldet und bei einer von diesem bestimmten Stel-
le abgegeben wird. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Ge-
samtschuldner/-innen. 

 
(3) Als Hundehalter/-in gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Pro-

be oder zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer anderen Gemeinde 
der Bundesrepublik bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in je-
dem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeit-
raum von einem Monat überschreitet. 

 
 

§ 2 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem 1. eines Kalendervierteljahres, in dem der Hund in einen Haushalt 

oder Wirtschaftsbetrieb aufgenommen worden ist bzw. frühestens mit dem 1. des Kalendervierteljahres, 
in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von einer von ihm ge-
haltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Kalendervierteljahres, in dem der 
Hund drei Monate alt geworden ist. 

 
(2) In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Kalendervierteljahres, in 

dem der Zeitraum von einem Monat überschritten worden ist. 
 

(3) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Kalendervierteljahres, in dem der Hund veräußert oder 
sonst abgeschafft wird, abhanden kommt oder eingeht. 

 
(4) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde/Stadt beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. 

des auf den Zuzug folgenden Kalendervierteljahres. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der Gemeinde 
endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Kalendervierteljahres, in das der Wegzug fällt. 

 
(5) Wer einen bereits versteuerten Hund oder anstelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 

eingegangenen versteuerten Hundes einen neuen Hund erwirbt, wird dafür mit dem auf den Erwerb fol-
genden Kalendervierteljahr steuerpflichtig. 

 
 

§ 3 
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Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich, wenn von einem Hundehalter oder mehreren Personen gemeinsam 
 

a) nur ein Hund gehalten wird 
(für den ersten Hund) 

 
30,00 €; 

b) zwei Hunde gehalten werden 
(für den zweiten Hund) 

 
60,00 €; 

c) drei oder mehr Hunde gehalten werden 
(für jeden weiteren Hund) 

 
90,00 € je Hund; 

d) ein gefährlicher Hund gehalten wird 
(für den ersten Hund) 

 
210,00 €; 

e) zwei gefährliche Hunde gehalten werden 
(für den zweiten Hund) 

 
420,00 €; 

f) oder mehr gefährliche Hunde gehalten wer-
den (für jeden weiteren Hund) 

 
630,00 € je Hund. 

 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 6 gewährt wird, werden bei der Berechnung der Anzahl der Hun-
de nicht angesetzt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 gewährt wird, gelten als erste Hunde 
(§ 3 Abs. 1 Buchstabe a). 

 
(2) Gefährliche Hunde im Sinne von Absatz 1 Buchstaben d bis f sind solche Hunde, 

 
a) die auf Angriffslust oder Kampfbereitschaft oder Schärfe oder andere in der Wirkung gleichstehen-

de Zuchtmerkmale gezüchtet werden oder die eine Ausbildung zum Nachteil des Menschen, zum 
Schutzhund oder eine Abrichtung auf Zivilschärfe begonnen oder abgeschlossen haben. Als Ausbil-
dung zum Schutzhund zählt nicht die von privaten Vereinen oder Verbänden durchgeführte soge-
nannte Schutzdienst- oder Sporthundeausbildung, sofern keine Konditionierung zum Nachteil des 
Menschen erfolgt; 

 
b) die sich nach dem Gutachten des beamteten Tierarztes als bissig erwiesen haben; 
 
c) die in gefahrdrohender Weise einen Menschen angesprungen haben; 
 
d) die bewiesen haben, dass sie unkontrolliert Wild, Vieh, Katzen oder Hunde hetzen oder reißen. 
 
Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind insbesondere Hunde der Rassen  
 
1. American Staffordshire Terrier 
2. Pitbull Terrier 
3. Staffordshire Bullterrier 
4. Bullterrier 
5. Mastino Napolitano 
6. Mastino Espanol 
7. Bordeaux Dogge 
8. Dogo Argentino 
9. Fila Brasileiro 
10. Römischer Kampfhund 
11. Chinesischer Kampfhund 
12. Bandog 
13. Tosa Inu 
 
oder Kreuzungen dieser Rassen mit Hunden anderer Rassen oder Mischlingen. 

 
 

§ 4 
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Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 3 Abs. 1 zu ermä-

ßigen für das Halten von 
 
a) Hunden, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 

500 Meter (Luftlinie) entfernt liegen, erforderlich sind; 
 
(b) Hunden, die von zugelassenen Unternehmen des Bewachungsgewerbes oder von berufsmäßigen 

Einzelwächtern bei Ausübung des Wachdienstes benötigt werden; 
 
(c) abgerichteten Hunden, die von Artisten und berufsmäßigen Schaustellern für ihre Berufsarbeit be-

nötigt werden; 
 
(d) Hunden, die zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken oder als Fährten- oder Rettungshunde ver-

wendet werden und die dafür vorgesehene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Gemeinde 
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch 
das Vorlegen eines Prüfungszeugnisses, das nicht älter als zwei Jahre sein darf, nachzuweisen und 
die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. 
 
Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft gemacht wird, 
dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und Zuverlässigkeit für die 
Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 
(e) Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung vor Leistungsprüfern eines von der Gemeinde 

anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch 
das Vorlegen eines Prüfungszeugnisses, das nicht älter als zwei Jahre sein darf, nachzuweisen und 
die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu machen.  
 
Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft gemacht wird, 
dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und Zuverlässigkeit für die 
Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für Empfänger von Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz und diesen ein-

kommensmäßig gleichstehende Personen (z. B. Empfänger von Sozialrente oder Ruhegehalt) wird die 
Steuer für den ersten Hund (§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) auf Antrag auf die Hälfte ermäßigt, wenn ihr / sein 
Haushaltseinkommen den 1 ½ - fachen Regelsatz nach dem Bundessozialhilfegesetz nicht übersteigt. 

 
(3) Personen, die gewerbsmäßig mit Hunden handeln und dieses Gewerbe angemeldet haben, haben zwei 

Hunde mit den Steuersätzen für den ersten und den zweiten Hund zu versteuern. Für weitere Hunde, die 
weniger als sechs Monate im Besitz sind, braucht keine Steuer entrichtet zu werden. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 3 Abs. 2 wird eine Steuerermäßigung nach den Absätzen 1 bis 3 

nicht gewährt. 
 
 

§ 5 

Zwingersteuer 
 
(1)  Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der gleichen Rasse, darunter eine Hündin 

im zuchtfähigen Alter, zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form einer Zwinger-
steuer erhoben, wenn der Zwinger und die Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereini-
gung geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen sind.  

 
(2)  Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer 

nach § 3 Abs. 1, jedoch nicht mehr als die Steuer für einen ersten und einen zweiten Hund. Das Halten 
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selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und nicht älter als 6 Monate 
sind. 

 
 

§ 6 

Steuerbefreiung 

 
(1) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Diensthunde staatlicher und kommunaler Dienststellen 

und Einrichtungen, deren Unterhaltskosten überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden; 
 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Gebrauchshunde von Forstbeamten, im Privatforstdienst 

angestellten Personen, von bestätigten Jagdaufsehern und von Feldschutzkräften in der für den Forst-, 
Jagd- oder Feldschutz erforderlichen Anzahl; 

 
(3) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die als Gebrauchshunde ausschließlich zur Bewa-

chung von nicht gewerblich gehaltenen Herden verwandt werden, in der hierfür benötigten Anzahl; 
 
(4) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Sanitäts- oder Rettungshunde, die von anerkannten Sani-

täts- oder Zivilschutzeinheiten gehalten werden; 
 
(5) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die von wissenschaftlichen Instituten ausschließ-

lich zu wissenschaftlichen Zwecken gehalten werden; 
 
(6) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die in Anstalten von Tierschutz- oder ähnlichen 

Vereinen vorübergehend untergebracht sind und nicht auf die Straße gelassen werden; 
 
(7) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Blindenführhunde; 
 
(8) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe Blin-

der, Tauber oder sonst hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen sind solche Personen, die ei-
nen Schwerbehindertenausweis mit den Merkzeichen „B“, „BL“, „aG“ oder „H“ besitzen; 

 
(9) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für nicht zu Erwerbszwecken gehaltene Hunde, die an Bord 

von ins Schifffahrtsregister eingetragenen Binnenschiffen gehalten werden; 
 
(10) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 3 Abs. 2 wird eine Steuerbefreiung nach den Absätzen 3 bis 8 

nicht gewährt. 
 
 

§ 7 

Allgemeine Voraussetzungen 

für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 

 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 6 bzw. eine Steuerermäßigung nach § 4 wird nur gewährt, wenn 
 
 a) der Hund, für den Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den angegebenen Verwen-

dungszweck hinlänglich geeignet ist; 
 
 b) der Halter der Hunde in den letzten fünf Jahren nicht wegen Tierquälerei bestraft ist,  

 
 c) für den Hund / die Hunde geeignete, den Erfordernissen des Tierschutzes entsprechende Unter-

kunftsräume vorhanden sind, 
 
 d) in den Fällen des § 4 Abs. 3, § 5 und § 6 Absatz 6 ordnungsgemäße Bücher über den Bestand, den 

Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden.  
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(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des Kalen-
dervierteljahrs, in dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Gemeinde zu 
stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für das nach Eingang des Antrags beginnende Kalen-
dervierteljahr auch dann nach den Steuersätzen des § 3 erhoben, wenn die Voraussetzungen für die be-
antragte Steuervergünstigung vorliegen. 

 
(3) Über die Steuerbefreiung oder -ermäßigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Diese gilt nur für die 

Halter, für die sie beantragt und bewilligt worden ist. 
 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies innerhalb von 

zwei Wochen nach dem Wegfall der Gemeinde schriftlich anzuzeigen. 
 
 

§ 8 

Steuerfreiheit 

 

Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Gemeinde Sprakebüll aufhalten, sind für diejenigen 
Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können, dass die Hunde in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steuer befreit sind. 
 
 

§ 9 

Meldepflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn binnen 14 Tagen bei der Gemeinde an-

zumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt als angeschafft. 
Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 2 Abs. 2 nach Ablauf des Monats. 

 
(2) Der bisherige Halter eines Hundes hat den Hund innerhalb von 14 Tagen abzumelden. Im Falle der Ver-

äußerung des Hundes sind bei der Abmeldung Name und Wohnung des Erwerbers anzugeben.  
 
(3)  Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerermäßigung oder Steuerbefreiung fort, so hat der Hundehal-

ter das binnen 14 Tagen anzuzeigen. 
 
(4) Die Gemeinde gibt Hundesteuermarken aus, die bei der Abmeldung des Hundes wieder abgegeben wer-

den müssen. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten Grundbe-
sitzes nur mit der Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Hunde, die außerhalb der Wohnung oder des 
umfriedeten Grundbesitzes des Hundehalters ohne gültige Hundesteuermarke und unbeaufsichtigt ange-
troffen werden, können durch Beauftragte der Gemeinde eingefangen werden. Der Halter eines einge-
fangenen Hundes soll von dem Einfangen des Hundes in Kenntnis gesetzt werden. 

 
(5) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind verpflichtet, den Beauf-

tragten der Gemeinde auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen 
Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Aus-
kunftserteilung ist auch der Hundehalter verpflichtet. 

 
(6) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigentümer, Haushaltungsvor-

stände sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung der ihnen vom Steueramt übersand-
ten Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen Fristen verpflichtet (§ 93 AO). Durch das Ausfüllen 
der Nachweisungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den Absätzen 1 und 2 nicht 
berührt. 

 
 

§ 10 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
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(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres be-

ginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
 
(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach dem Zugehen des Festsetzungsbescheides für die zurück-

liegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November mit ei-
nem Viertel des Jahresbetrages fällig. Sie kann für das ganze Jahr im Voraus entrichtet werden. 
Entsteht die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendervierteljahres, so ist die volle Steuer für dieses Kalen-
dervierteljahr innerhalb von 14 Tagen zu entrichten. 

 
(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder mit einem sol-

chen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder eingegangenen 
Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der nachweislich bereits entrichteten, nicht er-
statteten Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen. 

 
 

§ 11 

Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Veranlagung nach 
dieser Satzung ist die Erhebung folgender Daten gemäß § 10 Abs. 4 in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 1 Da-
tenschutzgesetz beim Einwohnermeldeamt zulässig: 
 

Namen und Anschriften der/des Hundehalter/-in 
 
Die Daten dürfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Sat-
zung weiterverarbeitet werden. 
 
 

§12 

Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen § 9 sind Ordnungswidrigkeiten nach §18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabenge-
setzes. Im übrigen gelten die Bestimmungen des KAG Schl.-Holst. sowie der AO1977 in der jeweils gültigen 
Fassung. 
 
 

§ 13 

Inkrafttreten 

 
Diese Hundesteuersatzung tritt am 01. Januar 2003 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 17. 
Dezember 2001 außer Kraft. 
 
 
Sprakebüll, den 27. November 2002 
 
         Gemeinde Sprakebüll 
 
      (LS) 
 
         ____________________________ 
         Karl-Richard Nissen 
         Bürgermeister 


